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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Dienstag, 17. Februar, 10 Uhr, Biergarten des Viktualienmarkts
Oberbürgermeister Dieter Reiter und Kommunalreferatsleiter Edwin Gro-
deke eröffnen die traditionelle Faschingsveranstaltung auf dem Viktualien-
markt. Zur Einstimmung zeigen das Narrhalla-Prinzenpaar und die Prinzen-
garde ihr buntes Bühnenprogramm. Bereits um 9.30 Uhr ist Startschuss 
des Faschingstreibens auf dem Viktualienmarkt. Um 11 Uhr beginnt der 
Auftritt der „Tanzenden Marktweiber“.
Achtung Redaktionen: Für die Medienvertreter*innen wird vor dem 
Sicherheitsbereich der Bühne ein eigener Pressebereich über die ganze 
Länge der Bühne abgetrennt. Wie in den Jahren zuvor steht auch dieses 
Jahr die Bühne im Biergarten des Viktualienmarkts. Der Pressebereich be-
findet sich auf der Nordseite der Bühne (Richtung Biergarten). Um zeitiges 
Erscheinen vor Beginn wird aufgrund des beschränkten Platzangebots ge-
beten. Am Eingang ist der Presseausweis vorzuzeigen. Auf dem gesamten 
Gelände können keine Übertragungswagen parken. Anfragen für entspre-
chende Parkgenehmigungen außerhalb des Marktgeländes sind an das 
Mobilitätsreferat zu richten.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 23. Februar, 18.45 Uhr, Gaststätte Alter Wirt, Dachauer Straße 
274 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 10 (Moosach). Zu Beginn der Sitzung fin-
det eine Bürgersprechstunde statt.
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Meldungen

Bürgermeisterin Dietl fordert Rücknahme der Integrationskurs-Kür-
zungen des Bundes
(16.2.2026) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat ohne 
Vorankündigung entschieden, rückwirkend ab dem 1. Dezember 2025 
und bis auf Weiteres keine Anträge auf freiwillige Teilnahmen an Integra-
tionskursen mehr zu genehmigen. Bundesweit sind rund 44 Prozent aller 
Integrationskursteilnehmenden betroffen – vor allem Asylbewerber*innen, 
Geduldete, Geflüchtete aus der Ukraine sowie Unionsbürger*innen – also 
genau jene Menschen, die mit Sprachkompetenz in den Arbeitsmarkt 
einsteigen und von Sozialleistungen unabhängig werden wollen. Faktisch 
bleibt nur die Möglichkeit der Selbstzahlung, die für die Betroffenen meist 
unerschwinglich ist.
Die Entscheidung des BAMF hat massive Auswirkungen auf München: 
Die Dimension lässt sich exemplarisch an der Münchner Volkshochschule 
(MVHS) zeigen, deren Aufsichtsrat Bürgermeisterin Verena Dietl vorsitzt: 
Allein an der MVHS verlieren rund 1.200 Teilnehmende, etwa 45 Prozent 
der Belegungen, ihren Kursplatz. Annähernd 250 Kurse stehen auf der 
Kippe. Wo die Mindestteilnehmerzahl nicht erreicht wird, müssen auch 
Kurse für verpflichtete Teilnehmende ausfallen – ein Kaskadeneffekt, der 
über Jahrzehnte gewachsene Strukturen zerstört, die sich nicht einfach 
wieder hochfahren lassen. Hochqualifizierte Dozierende verlieren ihre be-
rufliche Perspektive, während Fixkosten weiterlaufen. Die Auswirkungen 
auf das gesamte Münchner Integrationskurssystem, an dem mehrere Trä-
ger beteiligt sind, sind entsprechend gravierend.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Diese Entscheidung ist grundlegend falsch 
und muss rückgängig gemacht werden. Der Bund legt uns damit massive 
Steine in den Weg, statt seinen Verpflichtungen gerecht zu werden. Das 
hat langfristige soziale und finanzielle Folgen – für die Betroffenen, aber 
vor allem auch für die Kommunen. Der Wirtschaftsraum München weist 
nach wie vor eine hohe Nachfrage an Fach- und Arbeitskräften auf. In die-
ser Situation müsste das Angebot an Integrationskursen ausgebaut und 
nicht reduziert werden. Aus jahrzehntelanger Erfahrung in der kommunalen 
Integrationsarbeit wissen wir: Nachhaltige Integration beginnt mit einem 
möglichst frühen Deutschkursangebot – aus humanitären genauso wie aus 
wirtschaftlichen Gründen.“
Die Landeshauptstadt München fördert bereits seit mehr als 25 Jahren ein 
ergänzendes kommunales Deutschkursprogramm, das Lücken im bundes-
finanzierten Angebot schließt. Aus bewusster kommunaler Entscheidung 
ermöglicht die Stadt neu ankommenden Menschen möglichst früh Sprach-
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förderung. Bereits im vergangenen Jahr führten Kürzungen des Bundes, 
etwa bei Jugend- oder Elternintegrationskursen, zu erhöhter Nachfrage im 
städtischen Angebot. Diese Versorgungslücken können jedoch – auch an-
gesichts der angespannten Haushaltslage – nicht dauerhaft ausgeglichen 
werden. München kann und darf strukturelle Kürzungen des Bundes nicht 
ersetzen.
Diese Sparmaßnahme unterbinde Engagement und Teilhabe von Men-
schen, auf die Deutschland dringend angewiesen ist. Ohne ausreichende 
Sprachförderung geraten sie ins soziale Abseits.
Bürgermeisterin Verena Dietl fordert den zuständigen Bundesminister des 
Innern Alexander Dobrindt deshalb auf, diese Entscheidung umgehend 
zurückzunehmen und den Zugang zu Integrationskursen für alle integrati-
onswilligen Menschen wiederherzustellen. Kurzfristige Einsparungen auf 
Bundesebene führten langfristig zu erheblichen sozialen und finanziellen 
Mehrbelastungen bei den Kommunen, die mit den Folgen unzureichender 
Sprachförderung konfrontiert werden. Der Bund müsse seiner gesamt-
staatlichen Verantwortung gerecht werden, bevor dauerhaft gewachsene 
Integrationsstrukturen irreversibel beschädigt werden.

Realisierungswettbewerb Ludwigstraße: Entscheidung im April
(16.2.2026 – teilweise voraus) Im Rahmen einer Jurysitzung zum freiraum-
planerischen Realisierungswettbewerb mit Ideenteil zur Neugestaltung der 
Ludwigstraße am Freitag, 13. Februar, konnte sich das Gremium auf Ent-
würfe verständigen, die eine realistische Umsetzungsperspektive bieten. 
Ein Siegerentwurf und weitere Würdigungen stehen damit aber noch nicht 
fest. Voraussichtlich am 28. April wird die Jury das nächste Mal zusam-
menkommen, um einen Siegerentwurf und nachfolgende Prämierungen zu 
bestimmen.
Alle zwölf am Realisierungswettbewerb nach der Richtlinie für Planungs-
wettbewerbe teilnehmenden Büros haben Entwürfe eingereicht. Unter 
dem Vorsitz der Münchner Landschaftsarchitektin und Präsidentin der Bun-
desarchitektenkammer Andrea Gebhard beurteilte das Preisgericht, beste-
hend aus Referent*innen und Vertreter*innen städtischer Referate (Baure-
ferat, Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Mobilitätsreferat, Referat 
für Klima- und Umweltschutz und Referat für Arbeit und Wirtschaft), staat-
lichen und externen Fachleuten und Vertreter*innen des Stadtrats sowie 
unter Beteiligung der betroffenen Bezirksausschüsse Altstadt-Lehel und 
Maxvorstadt, in intensiver fachlicher Auseinandersetzung die eingereichten 
Entwürfe.
Die Anonymität der insgesamt zwölf Einsendungen besteht bis zum Ende 
des Prozesses fort. Einstimmig hat sich die Jury dafür entschieden, auf-
grund der historischen Tragweite des Beschlusses sowie aufgrund des 
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komplexen Zusammenspiels aus verkehrlicher und stadträumlicher Funk-
tionalität, städtebaulicher Bedeutung und Klimaanpassungsanforderungen 
bei ausgewählte Entwürfen um Überarbeitung zu bitten, um allen und 
insbesondere den hohen denkmalfachlichen Anforderungen Rechnung zu 
tragen.
Zum Wettbewerb
Der Wettbewerb gliedert sich in einen Realisierungsteil und einen Ideen-
teil. Der Realisierungsteil umfasst den Odeonsplatz und den südlichen 
Abschnitt der Ludwigstraße bis zur Von-der-Tann-Straße. Der Ideenteil um-
fasst den Platz vor der Feldherrnhalle und den Abschnitt der Ludwigstraße 
zwischen Von-der-Tann-Straße bis einschließlich Geschwister-Scholl- und 
Professor-Huber-Platz am Hauptgebäude der Ludwig-Maximilians-Universi-
tät.
Aufgabenstellung
Entwurfsaufgabe war es, zwischen den repräsentativen, historischen Ge-
bäuden einen Aufenthaltsbereich entstehen zu lassen, eine Flaniermeile 
von höchster Qualität und Attraktivität für die Stadtgesellschaft und Mün-
chens Gäste aus aller Welt.
Das zu entwickelnde Gesamtkonzept muss der Qualität und Bedeutung 
des denkmalgeschützten Ensembles unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse der Klimaanpassung gerecht werden. Das Wettbewerbsgebiet in 
seiner zentralen Innenstadtlage, mit seiner beachtlichen Dimension, soll 
im Sinne der Klimaanpassung angemessen entsiegelt, begrünt und gekühlt 
werden. Dabei waren auch Baumpflanzungen zu berücksichtigen. Ziel ist 
es, das denkmalgeschützte Ensemble heutigen Anforderungen entspre-
chend nachhaltig weiterzuentwickeln und auch die Einzeldenkmäler in ihrer 
Wirkung zu stärken.
Dementsprechend mussten die Wettbewerbsteilnehmenden die Anfor-
derungen des Denkmalschutzes, der verkehrlichen und stadträumlichen 
Funktionalität und notwendige wirksame Maßnahmen zur Klimaanpassung 
in Einklang zu bringen.
Anlass
Anlass für die Neugestaltung ist die vorgesehene verkehrliche Neuord-
nung von südlicher Ludwigstraße und Odeonsplatz. Die heute bis zu sechs 
Fahrspuren der Ludwigstraße im Bereich zwischen Briennerstraße und 
Oskar-von-Miller-Ring können zukünftig auf zwei Fahrspuren verringert 
werden. Dadurch entsteht mehr Raum, der für den Fuß- und Radverkehr, 
für eine verbesserte Aufenthaltsqualität und Entsiegelung genutzt werden 
kann. Die neue, vom Stadtrat beschlossene und mit dem Denkmalschutz 
in Form einer Musterlösung abgestimmte veränderte Raumaufteilung 
ermöglicht mithin eine Klimaanpassung, insbesondere durch teilweise Be-
grünung des historischen Stadtraumes Ludwigstraße-Odeonsplatz.
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Die Neugestaltung steht zudem in zeitlichem Zusammenhang mit dem 
geplanten umfangreichen Umbau des Sperrengeschosses der U-Bahnhal-
testelle Odeonsplatz. Diese Baumaßnahme macht eine spätere Wiederher-
stellung der Oberfläche zwingend erforderlich.
Beteiligung
In Vorbereitung des Wettbewerbs wurden mit Anlieger*innen und Inter-
essensvertreter*innen wie dem Freistaat Bayern (Ministerien, Bauämter, 
Schlösser- und Seenverwaltung etc.), Anwohnenden, Gewerbetreibenden, 
den Repräsentant*innen der Internationalen Automobilausstellung (Ver-
band der Automobilindustrie), dem Referat für Arbeit und Wirtschaft, dem 
Kreisverwaltungsreferat sowie dem Festring München e. V. (Oktoberfest 
Trachten- und Schützenzug) Beteiligungstermine durchgeführt.
Präsentation der Ergebnisse
Alle Entwürfe werden unmittelbar im Anschluss an das finale Wettbe-
werbsergebnisse öffentlich ausgestellt. Für den Fall eines Wettbewerbsab-
schlusses am 13. Februar war eine anschließende Ergebnisschau im Os-
kar-von-Miller-Forum ab 16. Februar vorgesehen. Diese Ausstellung entfällt. 
Ein Ersatztermin wird bekanntgegeben. 

Thermografie-Spaziergang in der Fasanerie
(16.2.2026) Wie entstehen Schwachstellen an der Gebäudehülle, an denen 
Wärme entweicht? Und was kann man dagegen tun? Diese Fragen beant-
wortet ein kostenfreier Thermografie-Spaziergang des Referats für Klima- 
und Umweltschutz (RKU) für sanierungsinteressierte Hauseigentümer*in-
nen aus der Fasanerie am Donnerstag, 26. Februar, 19 bis 21 Uhr.
Dabei zeigt ein erfahrener Energieberater bei einem Rundgang im Quartier 
mit der Wärmebildkamera, wo an Gebäuden Wärme entweicht. Anhand der 
aufgenommenen Wärmebilder erklärt er, wie Wärmebrücken und andere 
Schwachstellen an der Gebäudehülle entstehen, wie diese zu erkennen 
sind und welche Folgen das für den Energiebedarf des Gebäudes und die 
Heizkosten hat. Besonders interessant ist dabei der Vergleich von sanier-
ten und unsanierten Gebäuden. Die Teilnehmenden erhalten auch Hin-
weise zu möglichen Sanierungsmaßnahmen.
Hauseigentümer*innen aus der Fasanerie können bei der Anmeldung an-
geben, ob das eigene Haus im Rahmen des Spaziergangs fotografiert und 
die Wärmebilder besprochen werden sollen. Geeignete Objekte werden 
dann vorab ausgewählt.
Die Strecke wird einen bis maximal zwei Kilometer lang sein. Es wird Zwi-
schenhalte geben. Die Barrierefreiheit kann im öffentlichen Raum leider 
nicht sichergestellt werden
Nach dem Rundgang gibt es die Möglichkeit einzukehren, die erstellten 
Thermografie-Bilder noch ausführlicher anzuschauen und zu besprechen. 
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Eine Anmeldung ist erforderlich unter https://veranstaltungen.muenchen.
de/rku/veranstaltungen/thermografie-spaziergang-zusatztermin. Der Treff-
punkt wird nach Anmeldung mitgeteilt.
Der Thermografie-Spaziergang ist Teil der laufenden Energieberatungskam-
pagne des RKU in der Fasanerie. Im Rahmen der Kampagne können sich 
interessierte Haus- und Wohnungseigentümer*innen aus dem Quartier in 
einem einstündigen Vor-Ort-Termin bei sich zuhause zum Thema energe-
tische Sanierung beraten lassen. Die Anmeldung dafür ist nach Verlänge-
rung jetzt noch bis zum 28. Februar möglich. Weitere Informationen online 
unter https://rethink-muenchen.de/quartiere/fasanerie.

Jüdisches Museum: Rundgang in Leichter Sprache
(16.2.2026) Das Jüdische Museum, St.-Jakobs-Platz 16, lädt am Freitag, 
20. Februar, von 16 bis 17 Uhr zu einem Rundgang in Leichter Sprache 
durch die Dauerausstellung „Stimmen_Orte_Zeiten“ ein. 
Ein Text in Leichter Sprache ist zu finden unter www.juedisches- 
museum-muenchen.de/kalender/details/stimmen-orte-zeiten-462/3446.
Das Angebot ist kostenlos und barrierefrei zugänglich. Es wird um eine An-
meldung bis Mittwoch, 18. Februar, gebeten. 
Ansprechperson für Fragen und Anmeldung ist Vanessa Lubini von 
„Kunst·begegnungen“. Erreichbar telefonisch unter 0176-23608513 oder 
per E-Mail an v.lubini@gll-muenchen.de.

Lunch-Break-Führung durch die Ausstellung „What The City“
(16.2.2026) Am Mittwoch, 18. Februar, findet von 12.30 bis 13 Uhr im 
Münchner Stadtmuseum eine Lunch-Break-Führung durch die Ausstellung 
„What the City. Perspektiven unserer Stadt“ statt.
Im Mittelpunkt steht diesmal die Generalsanierung des Stadtmuseums. In 
nur 30 Minuten führt Alexandra Jäger, Kulturvermittlerin des Stadtmuse-
ums, durch die Ausstellung und stellt dabei die Pläne zur Generalsanierung 
vor. Sie erläutert zudem, welche Rolle die Interimsausstellung in diesem 
Zusammenhang spielt.
Die Interimsausstellung „What the City. Perspektiven unserer Stadt“ setzt 
sich mit Perspektiven auf die Stadt München aus Vergangenheit, Gegen-
wart und Zukunft auseinander. Zehn Kapitel – sogenannte Cities – beleuch-
ten verschiedene Facetten der bayerischen Landeshauptstadt.
Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Treff-
punkt ist am Eingang der Ausstellung. Die Führung ist barrierefrei.

Filmmuseum zeigt „Die freudlose Gasse“
(16.2.2026) Aufgrund des großen Publikumserfolgs im Rahmen der dies-
jährigen Stummfilmtage zeigt das Filmmuseum München, Sankt-Jakobs-

https://veranstaltungen.muenchen.de/rku/veranstaltungen/thermografie-spaziergang-zusatztermin
https://veranstaltungen.muenchen.de/rku/veranstaltungen/thermografie-spaziergang-zusatztermin
https://rethink-muenchen.de/quartiere/fasanerie
http://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/stimmen-orte-zeiten-462/3446
http://www.juedisches-museum-muenchen.de/kalender/details/stimmen-orte-zeiten-462/3446
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Platz 1, im Rahmen der „Open Scene“ am Donnerstag, 19. Februar, 19 
Uhr, noch einmal seine neu restaurierte Fassung des Films „Die freudlose 
Gasse“ (1925) von G. W. Pabst mit Live-Musik von Sabrina Zimmermann 
(Violine) und Mark Pogolski (Klavier). Die Restaurierung wurde zudem im 
Januar im MoMa NewYork in der Reihe „To Save and Project“ gezeigt.  
Weitere Infos zum Film unter https://go.muenchen.de/die-freudlose-gasse.
Der Eintritt ins Filmmuseum kostet 7 Euro beziehungsweise 5 Euro bei 
Mitgliedschaft im Förderverein MFZ. Kartenvorverkauf ist sieben Tage im 
Voraus online oder an der Abendkasse möglich, die 60 Minuten vor Vorstel-
lungsbeginn öffnet. Es gibt keine Reservierungen. Das Kino des Filmmu-
seums ist rollstuhlgerecht zugänglich und mit einer Induktionsschleife für 
Hörgeschädigte ausgestattet.

https://go.muenchen.de/die-freudlose-gasse 
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 16. Februar 2026

Transparenz, Methodik, politische Verwertbarkeit und inhaltliche Aus-
richtung der Zufriedenheits- und Imageumfragen der Landeshaupt- 
stadt München (RIM Marktforschung, Sept./Okt. 2025)
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 24.11.2025

Der Schutz für Frauen kann nicht länger warten
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär, Delija Balidemaj, Alexandra Gaß-
mann, Ulrike Grimm, Winfried Kaum, Dr. Evelyne Menges und Veronika 
Mirlach (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 25.11.2025

Förderung des Mietmarktes durch steuerliche Anreize und Maßnah-
men gegen Wohnungslosigkeit
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Meh-
ling, Manuel Pretzl, Alexander Reissl und Matthias Stadler (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 2.12.2025

Wahlbeeinflussung durch den Personalrat?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Prof. Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
9.12.2025

Kölner Ansatz für Studierenden-Appartements auch in München?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 29.12.2025
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Transparenz, Methodik, politische Verwertbarkeit und inhaltliche Aus-
richtung der Zufriedenheits- und Imageumfragen der Landeshaupt- 
stadt München (RIM Marktforschung, Sept./Okt. 2025)
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 24.11.2025

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Zu den in Ihrer Anfrage „Transparenz, Methodik, politische Verwertbarkeit 
und inhaltliche Ausrichtung der Zufriedenheits- und Imageumfragen der 
Landeshauptstadt München (RIM Marktforschung, Sept./Okt. 2025)“ vom 
24.11.2025 aufgeworfenen Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Frage 1:
Die Umfrage basiert auf nur 490 Antworten bei 2.500 angeschriebenen 
Haushalten – einer Rücklaufquote von lediglich 19,6%. Mehr als 80% der 
angeschriebenen Personen nahmen nicht teil.
Wie bewertet die Stadt diese niedrige Rücklaufquote im Hinblick auf die 
behauptete Repräsentativität?

Antwort:
Das Presse- und Informationsamt beteiligt sich mit seiner regelmäßigen 
Umfrage nach Zufriedenheit, Bekanntheit und Sympathie an einer so-
genannten Omnibusumfrage, die die RIM Marktforschung GmbH in der 
Region München durchführt. Die von Ihnen zitierten 2.500 Haushalte be-
ziehen sich auf das gesamte Befragungsgebiet, d.h. die Stadt München 
sowie die angrenzenden Landkreise München, Freising, Erding, Ebersberg, 
Starnberg, Fürstenfeldbruck und Dachau. 
Die vorliegende Umfrage unter den dabei befragten 490 Münchnerinnen 
und Münchnern ist repräsentativ für die erwachsene Bevölkerung in Mün-
chen. Zum Vergleich: Zur Ermittlung der Meinungssituation in der gesam-
ten Bundesrepublik wird eine Zahl von 1.000 Interviews für repräsentativ 
gehalten.
Das Konfidenzintervall liegt bei 95%und die Fehlerspanne bei +/- fünf Pro-
zentpunkten (bei einem Anteilswert von 50%). Mehr Infos dazu gibt es z.B. 
unter www.surveymonkey.de/mp/sample-size. Prozentuiert wurde jeweils 
auf die gewichtete Anzahl der Befragten. Das mehrstufige Gewichtungs-
verfahren erfolgt nach der amtlichen Bevölkerungsstatistik (Haushaltsge-
wichtung und Personengewichtung).

Frage 2:
Welche Maßnahmen wurden unternommen, um systematische Verzerrun-
gen (Non-Response-Bias) zu erkennen oder auszuschließen?

http://www.surveymonkey.de/mp/sample-size
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Antwort:
Laut der RIM Marktforschung GmbH erhalten alle angeschriebenen Haus-
halte vorab ein kleines Incentive, z.B. einen Stift, unabhängig von der 
Teilnahme. Zudem erfolgt eine Nachfassaktion in Form eines Erinnerungs-
schreibens, um die Teilnahmequote zu erhöhen. 
Alle angeschriebenen Haushalte können zudem zwischen einer schriftli-
chen (Papierfragebogen) und einer Online-Teilnahme wählen.

Frage 3:
Welche Bevölkerungsgruppen sind in der Rücklaufgruppe erkennbar über- 
oder unterrepräsentiert?

Antwort:
Grundsätzlich gilt laut RIM für alle Marktforschungsstudien, dass junge 
Erwachsene schwerer erreichbar sind. Zudem besteht generell bei allen 
Bevölkerungsumfragen ein Mittelschichtsbias. Deshalb wird die Zusam-
mensetzung einer Stichprobe statistisch gewichtet, um sie an die Grund-
gesamtheit anzupassen (siehe Antwort zu den Fragen 14 und 15).

Frage 4:
Wie wird ausgeschlossen, dass primär politisch interessierte, parteinahe 
oder stark zufriedene Personen geantwortet haben?

Antwort:
Vorteil der Omnibusumfrage ist ein breiter Themenmix. Um zu vermeiden, 
dass die Entscheidung für eine Teilnahme an der Befragung interessenge-
leitet ist, sind die Omnibusumfragen laut RIM derart konstruiert, dass die 
Befragung stets mit allgemeinrelevanten Themen startet (Stimmungsbild). 
Einkaufspräferenzen, politische Themen etc. werden in allgemeinrelevante 
Themenblöcke eingebettet.

Frage 5:
Der vollständige Fragebogen wurde unseren Kenntnissen nach der Öffent-
lichkeit nicht zugänglich gemacht. Einzelne Bürger*innen haben ihn nach 
eigenen Aussagen nur „zugespielt“ erhalten.
Warum veröffentlicht die Stadt den kompletten Fragebogen nicht gemein-
sam mit den Ergebnissen?

Frage 6:
Warum wurde statt einer transparenten Gesamtveröffentlichung nur eine 
vorselektierte Ergebnisübersicht publiziert?
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Frage 7:
Plant die Stadt künftig vollständige Transparenz sicherzustellen, inklusive 
Veröffentlichung der Fragebögen, aller Antwortverteilungen und methodi-
scher Dokumentation?

Antwort zu den Fragen 5 bis 7:
Bei dieser repräsentative Mehrthemenumfrage verschickt das Umfrag-
einstitut einen mehrseitigen Fragebogen, der standardmäßig Fragen rund 
um allgemeine und aktuelle Themen aus Wirtschaft, Politik und Sozialem, 
Mediennutzung und Soziodemografie in und um München enthält. Darin 
integriert werden die Fragen verschiedener Kunden aus Handel, öffentli-
cher Verwaltungen, Politik, Medien und Verbänden (Omnibusumfrage). Die 
Ergebnisse erhält dabei jeder Kunde natürlich nur für die von ihm beauf-
tragten Fragen.

Frage 8:
Der Fragebogen enthält umfangreiche Sets zu politisch extrem sensiblen 
Inhalten, darunter:
	- 	detaillierte Fragen zu Parteisympathien, Wahlabsichten und politischer 
Nähe

	- 	Sympathie- und Bekanntheitsabfragen zu Stadtratsmitgliedern, Referen-
tinnen und OB- Kandidatinnen

	- 	Fragen zu radikalisierungsrelevanten Verschwörungserzählungen wie:
	- 	„Die herrschenden Eliten verfolgen das Ziel, das deutsche Volk durch Ein-
wanderer auszutauschen.“

	- 	„Es gibt geheime Organisationen, die großen Einfluss auf politische Ent-
scheidungen haben.“

	- 	„Die regierenden Parteien betrügen das Volk.“
	- 	„In Deutschland kann man nicht mehr frei seine Meinung äußern.“
	- 	„Ich vertraue darauf, dass die Wahlen korrekt durchgeführt werden.“
Diese Inhalte entsprechen eher einer Extremismus- oder politischen Motiv-
forschung als einer kommunalen Zufriedenheitsabfrage.
Wer hat die Aufnahme dieser politisch brisanten Fragen autorisiert?

Antwort:
Die Sympathie- und Bekanntheitsabfragen zur Stadtspitze, den 
Referent*innen sowie den Vorsitzenden der Fraktionen im Münchner 
Stadtrat werden regelmäßig vom Presse- und Informationsamt beauftragt. 
Eine Abfrage weiterer Stadtratsmitglieder oder OB-Kandidat*innen ist da-
bei vom Presse- und Informationsamt ebenso wenig beauftragt wie eine 
Abfrage von Wahlabsichten.
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Die „Fragen zu radikalisierungsrelevanten Verschwörungserzählungen“ 
sind nicht Teil der vom Presseamt beauftragten kommunalen Zufrieden-
heitsabfrage, sondern wurden als eigene Umfrage von der Fachstelle für 
Demokratie in Auftrag gegeben.

Frage 9:
Welchem kommunalen Zweck dient die Erhebung solcher Verschwörungs-
Items?

Frage 10:
Welche wissenschaftlichen Fachstellen wurden zur Gestaltung dieser Fra-
gen konsultiert?

Antwort zu den Fragen 9 und 10:
Das Themengebiet der Fachstelle für Demokratie umfasst auch die Befas-
sung mit verschwörungsideologischen und demokratiegefährdenden Ein-
stellungen. Die Untersuchung der Resonanz auf die entsprechenden Items 
in der LHM wurde daher von der Fachstelle für Demokratie in Auftrag 
gegeben. Zum Einsatz kamen dabei Standardfragen aus der sozialwissen-
schaftlichen Forschung, die nach den einschlägigen Standards der quanti-
tativen Sozialforschung intensiven Pretests und Validierungen unterzogen 
wurden und in der bundesweiten Forschung bereits seit Jahren im Einsatz 
sind.

Frage 11:
Ist der Stadt bewusst, dass diese Fragen die Rücklaufquote negativ beein-
flussen können?

Antwort:
Im Vergleich zu anderen Omnibusumfragen, in denen dieses Thema nicht 
mit abgefragt wurde, kann laut RIM keine Auswirkung auf die Rücklauf-
quote beobachtet werden.

Frage 12:
Wie wird verhindert, dass erhobene politische Einstellungen zur Beurtei-
lung einzelner Amts- und Mandatsträger*innen zweckentfremdet werden?

Antwort:
Im Rahmen der vom Presse- und Informationsamt beauftragten Umfrage 
wird lediglich die Frage nach der generellen Parteiensympathie als ein 
Auswertungskriterium herangezogen. Eine mögliche Zweckentfremdung 
dieser Information ist nicht ersichtlich.
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Frage 13:
Warum erhebt die Stadt Sympathiewerte einzelner politischer 
Akteur*innen, obwohl hierfür keine Beschlusslage vorliegt?

Antwort:
Die Vermittlung politischer Inhalte erfolgt heute zu einem großen Teil über 
die handelnden Personen. Bekanntheit und Beliebtheit von Politiker*innen 
sind zentrale Indikatoren für ihre Wirkungsmächtigkeit und Glaubwürdigkeit 
und deshalb übliche Abfrage-Kriterien regelmäßig durchgeführter politi-
scher Umfragen, wie etwa des ZDF-Politbarometers der Forschungsgruppe 
Wahlen. Bei den im Auftrag des Presseamts abgefragten Politiker*innen 
handelt es sich um die (mutmaßlich) wirkungsmächtigsten Akteure der 
Münchner Stadtpolitik.

Frage 14:
Die Stadt betont ein mehrstufiges Gewichtungsverfahren, ohne die konkre-
ten Schritte offen zu legen.
Welche Merkmale wurden gewichtet (Alter, Geschlecht, Bildung, Bezirke, 
Einkommen etc.)?

Frage 15:
Auf Basis welcher amtlichen Referenzdaten erfolgte diese Gewichtung?

Antwort zu den Fragen 14 und 15:
Die Gewichtung erfolgt laut RIM auf der Basis der öffentlich zugänglichen 
amtlichen Bevölkerungsstatistik (z.B. des Statistischen Amts) mit einem 
Verfahren des „minimalen Informationsverlusts“ in drei Schritten: 1. si-
multane Haushaltsgewichtung nach Stadtteilen sowie Haushaltsgröße, 2. 
Transformierung der Haushalts- in eine Personenstichprobe, 3. simultanes 
Redressement nach Stadtbezirken, Altersgruppen in Kombination mit Ge-
schlecht und Bildung.

Frage 16:
Wie hoch ist die realistische Fehlermarge bei nur 490 Fällen und einer ex-
trem selektiven Rücklaufgruppe?

Antwort:
Siehe Antwort zu den Fragen 1 und 3

Frage 17:
Warum werden Ergebnisse zu Parteipräferenzen kommuniziert, obwohl 
viele Parteien laut Stadt selbst „nicht belastbar“ (Fallzahlen unter 20) sind?
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Antwort:
Die Ergebnisse zur Parteiensympathie werden zur besseren Einordnung 
der Zufriedenheitswerte veröffentlicht. Belastbar sind dabei in der Regel 
die Ergebnisse für die drei größten Parteien. Die aufgrund zu geringer Fall-
zahlen nicht belastbaren Ergebnisse bezüglich der Anhänger kleinerer Par-
teien werden nicht veröffentlicht, um in der öffentlichen Darstellung keine 
Robustheit zu suggerieren, die hier methodisch nicht gegeben ist.

Frage 18:
Wie bewertet die Stadt die Kritik, dass die öffentliche Darstellung eine Ro-
bustheit suggeriert, die methodisch nicht gegeben ist?

Antwort:
Die Befragung ist repräsentativ für die erwachsene Bevölkerung in Mün-
chen. Soweit Angaben aufgrund der Fallzahlen nur Trendwerte darstellen 
oder nicht belastbar sind, wird dies explizit ausgewiesen. Zudem wird bei 
jeder Pressemeldung zu den Ergebnissen ein Absatz zur Methodik und 
Repräsentativität mitveröffentlicht und zusätzlich findet sich in den online 
unter muenchen.de/umfragen eingestellten Chartberichten eine Metho-
denbeschreibung des Umfrageinstituts.

Frage 19:
In den städtischen Veröffentlichungen dominiert die Darstellung einer „brei-
ten Zustimmung“ zur Rathauspolitik, insbesondere:
	- 	77,9% Zufriedenheit mit dem OB
	- 	73,5% Zufriedenheit mit der Rathauspolitik insgesamt
Diese Werte beziehen sich jedoch nicht auf alle Befragten, sondern nur auf 
jene, die überhaupt antworteten und Angaben machten.
Warum wird der Eindruck vermittelt, die Ergebnisse seien repräsentativ für 
die ganze Stadtbevölkerung?

Antwort:
Bei den Zufriedenheitswerten wird explizit darauf hingewiesen, dass es 
sich um die Werte der Befragten handelt, die hier Angaben machten.

Frage 20:
Weshalb wird die niedrige Rücklaufquote nicht gleichrangig kommuniziert?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 1
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Frage 21:
Wie bewertet die Stadt den Vorwurf, diese Darstellung begünstige die am-
tierende Stadtspitze?

Antwort:
Die Darstellung entspricht den Ergebnissen der repräsentativen Befra-
gung.

Frage 22:
Warum wurden die Medien nicht über die tatsächlichen Inhalte und Grenz-
werte (z.B. nicht belastbare Teilgruppen) informiert?

Antwort:
In den Pressemitteilungen und online unter muenchen.de/umfragen wur-
den die tatsächlichen Ergebnisse der Umfrage publiziert. Nicht belastbare 
Ergebnisse werden nicht veröffentlicht, um in der öffentlichen Darstellung 
keine Robustheit zu suggerieren, die hier methodisch nicht gegeben ist.

Frage 23:
Welche Gesamtkosten sind für die Umfrage entstanden?

Antwort:
Die Befragung im Rahmen einer sogenannten Omnibusumfrage ist deut-
lich günstiger als die Beauftragung von Einzelumfragen. Die Gesamtkosten 
für die in dieser Mehrthemenumfrage vom Presse- und Informationsamt 
beauftragten Fragen belaufen sich auf eine niedrige fünfstellige Summe. 
Die konkreten Kosten sind vertraulich zu behandeln, da sie Rückschlüsse 
auf die Kostenkalkulation des Auftragnehmers ermöglichen würden.

Frage 24:
Auf welcher Vergabegrundlage wurde die RIM Marktforschung beauftragt?

Antwort:
Die Beauftragung erfolgte nach einem Ausschreibungsverfahren über die 
zuständige Vergabestelle 1. Die Umfrage wird jeweils für drei Jahre ausge-
schrieben, wobei im Halbjahr der Kommunalwahl keine Befragung beauf-
tragt wird.

Frage 25:
Welche inhaltlichen Vorgaben machte die Stadt?
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Antwort:
Die Fragen werden mit dem beauftragenden Presse- und Informationsamt 
abgestimmt, sind aber im Wesentlichen seit vielen Jahren unverändert – 
auch, um eine Vergleichbarkeit aktueller Ergebnisse mit denen früherer 
Umfragen zu gewährleisten.

Frage 26:
Im Fragebogen wurde unter C6 die Teilnahmebereitschaft an einem Bür-
gerentscheid über Hochhäuser abgefragt, obwohl der Stadtrat zuvor aus-
drücklich keine Bürgerbefragung zu Hochhäusern beschlossen hat.
Die Frage lautet: „Angenommen, es käme zu einem Bürgerentscheid in 
Sachen Hochhausbau … würden Sie sich beteiligen?“
Dies suggeriert, ein Bürgerentscheid sei konkret in Planung – obwohl dies 
tatsächlich nicht der Fall ist.
Wer hat entschieden, diese Frage ohne politische Legitimation in die Um-
frage aufzunehmen?

Frage 27:
Warum wird ein Bürgerentscheid suggeriert, den es nicht gibt?

Frage 28:
War dem zuständigen Referat bewusst, dass diese Frage politisch steu-
ernd wirkt?

Frage 29:
Wurde der Stadtrat vorab informiert? Wenn nein: Warum nicht?

Frage 30:
Wie wird künftig verhindert, dass Umfragen politische Prozesse vorweg-
nehmen, die nicht beschlossen wurden?

Antwort zu den Fragen 26 bis 30:
Die Abfrage einer Teilnahmebereitschaft an einem Bürgerentscheid über 
Hochhäuser wurde nicht von der Stadtverwaltung beauftragt.

Frage 31:
Welche konkreten politischen Schritte, Maßnahmen oder Kommunikations-
strategien werden aus der Umfrage abgeleitet?

Frage 32:
Welche Referate und Ämter arbeiten aktiv mit den Daten – und zu welchen 
Zwecken?
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Antwort zu Fragen 31 und 32:
Nach ihrem Leitbild versteht sich die Stadt als „großes Dienstleistungsun-
ternehmen, das für seine Kund*innen da ist“. Deshalb wird in regelmäßi-
gen Abständen abgefragt, wie zufrieden die Münchnerinnen und Münch-
ner mit der Stadtpolitik und ihren Repräsentanten sind, um möglichst 
frühzeitig Handlungsfelder identifizieren zu können, bei denen es aus Sicht 
der Bürgerinnen und Bürger Verbesserungsbedarf gibt.

Frage 33:
Werden die Ergebnisse zur Vorbereitung der Kommunalwahl 2026 genutzt?

Antwort:
Nein.

Frage 34:
Wie wird verhindert, dass eine methodisch schwache Erhebung falsche 
politische Entscheidungen begünstigt?

Antwort:
Siehe Antwort zu den Fragen 1, 3 und 18

Frage 35:
Wird die Stadt ab sofort
	- 	den vollständigen Fragebogen,
	- die vollständigen Antwortverteilungen sämtlicher Fragen,
	- 	das gesamte Gewichtungsverfahren,
	- 	sowie alle offenen Antworten veröffentlichen?

Frage 36:
Falls nein: Auf welcher rechtlichen oder politischen Grundlage soll die Öf-
fentlichkeit von diesen Informationen ausgeschlossen werden?

Antwort zu den Fragen 35 und 36:
Siehe Antwort zu den Fragen 5 bis 7

Frage 37:
Wird die Stadt der Öffentlichkeit die für die Statistik herangezogenen Teil-
populationen mit Gewichtung bzgl. der Merkmale Alter, Geschlecht, Erst-/
Zweitwohnsitz in der Stadt München oder Wohnsitz außerhalb der Stadt 
München zugänglich machen?
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Antwort:
Siehe Antwort zu den Fragen 14 und 15

Frage 38:
Welche Reformen plant die Stadt, um künftige Umfragen methodisch, poli-
tisch und transparent zu verbessern?

Frage 39:
Wird künftig sichergestellt, dass Umfragen politisch neutral, wissenschaft-
lich belastbar und vollständig transparent durchgeführt werden?

Antwort zu den Fragen 38 und 39:
Siehe Antwort zu den Fragen 1, 5 bis 7 und 18
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Der Schutz für Frauen kann nicht länger warten
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär, Delija Balidemaj, Alexandra Gaß-
mann, Ulrike Grimm, Winfried Kaum, Dr. Evelyne Menges und Veronika 
Mirlach (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 25.11.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 25.11.2025 führen Sie Folgendes aus:

„Die Landeshauptstadt München arbeitet seit Jahren an der nach Istan-
bul-Konvention zu erfüllenden Zahl an Frauenschutzplätzen, aktuell 159. 
Stand April 2023 konnten 78 Plätze angeboten werden.
Am 15.1.2025 wurde vom Sozialreferat/Amt für Wohnen und Migration mit-
geteilt, dass die geplante Einrichtung eines zweiten Frauenhauses für von 
Partnerschaftsgewalt betroffene Frauen mit Suchtproblemen in Milbertsho-
fen – Am Hart nicht realisiert werden kann. Es wurde von einem Alternativ-
objekt berichtet, das sich im Laufe des Jahres 2025 klären könnte.“

Zu Ihrer Anfrage vom 25.11.2025 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Welche konkreten Schritte wurden seit der Mitteilung unternommen, um 
ein geeignetes Grundstück für das geplante Frauenhaus zu finden? 

Frage 2:
Welche Herausforderungen sind dabei aufgetreten, und welche Lösungen 
werden angestrebt?

Antwort auf Frage 1 und 2:
Seit der Mitteilung wurden der Landeshauptstadt München im Rahmen 
der Objektakquise weitere Liegenschaften von verschiedenen Investoren 
angeboten. Einige mussten im Vorfeld ohne Besichtigung bereits als unge-
eignet eingestuft werden. 

Andere Angebote wurden besichtigt, die – unter Berücksichtigung der ho-
hen Anforderungen an den Standort für ein Frauenhaus – auf den ersten 
Blick als geeignet erschienen, sich nach der Besichtigung vor Ort jedoch 
als ungeeignet herausstellten.

Es gab leider kein geeignetes Angebot, das die Umsetzung des zweiten 
Frauenhauses mit dem Schwerpunkt Sucht möglich gemacht hätte. 
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Frage 3:
Welche Maßnahmen sind geplant, um die Finanzierung des zusätzlich vor-
gesehenen Wohnprojekts sicherzustellen? Gibt es bereits Gespräche mit 
potenziellen Investoren oder Förderstellen?

Antwort:
Aufgrund der Haushaltskonsolidierung wurde das Projekt „Umsetzung 
zweites Frauenhaus mit Schwerpunkt Sucht“ zunächst bis 2026 ausge-
setzt.

Frage 4: 
Welche Kriterien müssen erfüllt sein, damit neue Objekte realisiert werden 
können?

Antwort:
Zur Verwirklichung neuer Objekte stehen derzeit keine Haushaltsmittel zur 
Verfügung. Insofern ist eine ausreichende Finanzierung momentan das 
Hauptkriterium.

Frage 5: 
Welche weiteren Maßnahmen plant das Sozialreferat, um den Schutz von 
Frauen in schwierigen Lebenssituationen zu gewährleisten, während die 
Suche nach geeigneten Standorten für weitere Frauenhäuser fortgesetzt 
wird?

Antwort:
Die Landeshauptstadt München verfügt über ein breites und sehr diffe-
renziertes Hilfesystem für Frauen in Notsituationen. Ein Teil davon sind die 
Frauenhäuser.  
Frauen, die den besonderen Schutz des Frauenhauses nicht (mehr) be-
nötigen, können (ggf. mit ihren Kindern) in München in einer Vielzahl von 
anderen frauenspezifischen Einrichtungen untergebracht werden und dort 
Beratung und Unterstützung zur Bewältigung ihrer Situation erhalten.
Für Opfer spezieller Formen von Gewalt (z.B. Zwangsprostitution) oder 
minderjährige Frauen gibt es eigene, besonders auf sie zugeschnittene Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote.

Nachrichtlich möchte ich Ihnen noch mitteilen, dass – bezugnehmend auf 
Ihre eingangs dargestellten Ausführungen zu den in München vorgehal-
tenen Schutzplätzen für Frauen in Frauenhäusern Stand April 2023 mit 78 
Plätzen – Stand heute durch die Realisierung des ersten neuen Frauenhau-
ses mit dem Schwerpunkt psychische Erkrankung ab Juli 2025 weitere 20 
Plätze in München zur Verfügung stehen, so dass es insgesamt derzeit 98 
vorgehaltene Plätze gibt.
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Förderung des Mietmarktes durch steuerliche Anreize und Maßnah-
men gegen Wohnungslosigkeit
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Meh-
ling, Manuel Pretzl, Alexander Reissl und Matthias Stadler (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 2.12.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Sie beantragen, dass sich der Oberbürgermeister über den Deutschen 
Städtetag für Maßnahmen zur Förderung des Mietmarktes sowie der Um-
setzung eines Aktionsplanes gegen Wohnungslosigkeit einsetzt.

Ihr Einvernehmen vorausgesetzt, teile ich Ihnen zu Ihrem Antrag vom 
2.12.2025 Folgendes mit:

Die Bundesregierung und auch die Stadtspitze erkennen die Dringlichkeit, 
in den Mietmarkt regulierend, aber auch stimulierend einzugreifen, so dass 
Mieten bezahlbar bleiben, Wohnraum entsteht und somit auch Wohnungs-
losigkeit bekämpft wird. 

Grundsätzlich führt einerseits eine Ausweitung der Neubauzahlen zu Ent-
lastungen des gesamten Wohnungsmarktes, was wiederum zu möglichen, 
nicht prognostizierbaren Entlastungen der Wohnungslosenhilfe führen 
könnte. 
Andererseits sorgt die Finanzsituation der öffentlichen Haushalte aktuell 
gerade dafür, dass das dringend benötigte Segment des geförderten Woh-
nungsbaus nur noch unzureichend bedient werden kann, insbesondere da-
durch, dass die finanzielle Förderung des Freistaats für München faktisch 
zum Erliegen gekommen ist. Dies führt wiederum zu einem Anstieg der 
Wohnungslosigkeit, weil es zu nicht ausreichenden Vermittlungen aus der 
Wohnungslosigkeit in Wohnraum kommt. Insofern erscheint es zweifelhaft, 
ob die mit dem Antrag verfolgte Intention zum gewünschten Erfolg führt.

Das Sozialreferat leistet im Bereich der Wohnungslosenhilfe bereits 
enorme Anstrengungen, um Wohnungslosigkeit zu reduzieren und Betrof-
fene in ein reguläres Mietverhältnis zu bringen.

Zum Thema Mieten – hier ist der Bundesgesetzgeber zuständig – wurde 
bereits eine Mietrechtskommission gegründet, die Vorschläge für eine 
umfassende Reform ausarbeiten soll. Die erste Sitzung fand am 16.9.2025 
statt. Diese Expertenkommission soll bis zum 31. Dezember 2026 Vor-
schläge zur Reform des Mietrechts erarbeiten.
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In der Mietrechtskommission ist auch der Deutsche Städtetag vertreten. 
Insoweit haben die Städte hier einen Vertreter. Die Unterstützung des 
Deutschen Städtetags durch die Landeshauptstadt München ist gegeben. 
Die Positionen sind klar und bekannt: Effektive Mietenregulierung und ein-
facheres Vorgehen gegen Mietwucher, um nur zwei wesentliche Punkte zu 
nennen. 

Weitere von Ihnen thematisierte Themen wie eine nationale Mietenbericht-
erstattung sind wünschenswert und werden von der Landeshauptstadt 
München auch unterstützt. Bisher liegen hierzu aber noch keine bewertba-
ren Vorschläge seitens der Bundesregierung vor. 

Auch hier gilt: Eine Einbindung der Landeshauptstadt München wird gege-
benenfalls über den Deutschen Städtetag erfolgen.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Wahlbeeinflussung durch den Personalrat?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Prof. Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
9.12.2025

Antwort Personal- und Organistationsreferent Andreas Mickisch:

Auf Ihre Anfrage vom 10.12.2025 nehme ich Bezug. Sie haben folgenden 
Sachverhalt vorausgeschickt:

Der Referatspersonalrat des RBS hat am Freitag, den 5.12.2025 eine 
E-Mail mit dem Betreff „Wahlprüfsteine Kommunalwahl RBS“ an mehrere 
Stadtratsfraktionen gesendet. In dieser E-Mail führt er aus, er habe für die 
kommenden Kommunalwahlen Wahlprüfsteine beschlossen, die mehreren 
Stadtratsfraktionen mit der Bitte um Rückmeldung zugesendet wurden. 
Der Referatspersonalrat des RBS kündigte an, die Fragen und die Antwor-
ten darauf allen Beschäftigten im RBS zugänglich zu machen und bat um 
Rückmeldung bis zum 6.1.2026.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: 
Ist der Stadtspitze das Schreiben des Personalrats bekannt? Wie wertet 
der Oberbürgermeister dieses Engagement eines Teils der städtischen Be-
legschaft?

Antwort:
Der Stadtspitze war das Schreiben vor dem 5.12.2025 nicht bekannt. Im 
Übrigen wird auf die Ausführungen zu Frage 3 verwiesen.

Frage 2: 
Ist der Leitung des angesprochenen Referats das Schreiben bekannt? 
Wurde es mit ihr abgestimmt und/oder ist es in Zusammenarbeit mit ihr 
entstanden?

Antwort:
Hierzu wurde dem Personal- und Organisationsreferat mitgeteilt: „Über 
die vom Referatspersonalrat erarbeiteten sogenannten „Wahlprüfsteine“ 
wurde die Referatsleitung in Kenntnis gesetzt und hat dazu Grundsätzli-
ches angemerkt. Prinzipiell unterliegt die Aufgabenwahrnehmung der Per-
sonalvertretung nicht der Rechtsaufsicht der Dienststellenleitung und ist 
nicht weisungsgebunden.“
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Frage 3: 
Wie ist die rechtliche Einschätzung des Schreibens? Verstößt es gegen 
etwaige parteipolitische Neutralitätspflichten o.Ä.? Ist es Aufgabe eines 
Personalrats, Wahlempfehlungen zu geben?

Antwort:
Die Versendung der Wahlprüfsteine für die kommende Kommunalwahl 
durch den Referatspersonalrat des Referats an mehrere Stadtratsfraktio-
nen sowie die angekündigte Weiterleitung der Antworten der Stadtratsfrak-
tionen durch den Referatspersonalrat des Referats an die Beschäftigten im 
Referat verstößt aus personalvertretungsrechtlicher Sicht nach der derzeit 
bekannten Sach- und Rechtslage gegen das in Art. 68 Abs. 1 S. 2 BayPVG 
normierte Verbot der parteipolitischen Betätigung. Zu den Einzelheiten 
wird auf die E-Mail des POR-BdR vom 22.12.2025 an die betroffenen 
Stadtratsfraktionen verwiesen. 

Frage 4: 
Das Schreiben richtet sich explizit an die Stadtratsfraktionen, nicht an Par-
teien. Dürfen die Fraktionen die Fragen beantworten, obwohl im Rathaus 
Parteiarbeit verboten ist?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage Nr. 3.
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Kölner Ansatz für Studierenden-Appartements auch in München?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 29.12.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 22.12.2025 führen Sie Folgendes aus:
„Nach Medienberichten (u.a. WDR) werden in Köln vorübergehende Not-
schlafstellen für wohnungssuchende Studierende angeboten, die ehemals 
als Unterkünfte für Geflüchtete gedient haben. Die Schlafstellen sind nur 
rudimentär ausgestattet und nur als Provisorium gedacht.¹ 
Nachdem die Zahl der Geflüchteten auch in der Region München zurück-
geht bzw. immer mehr Geflüchtete in Arbeit kommen, ergeben sich aus 
diesem Kölner Ansatz vielleicht neue Möglichkeiten auch für München, zu-
mindest für Interimsplätze. 
Der Münchner Merkur berichtete am 27. September 2025, dass durchaus 
Plätze in Unterkünften frei seien: ,Die Kapazitäten in den Unterkünften sind 
laut der Statistik des Landratsamts mehr als ausreichend: Die Unterkünfte 
haben im Juli rund 6800 Plätze geboten, davon waren fast 1790 Plätze 
frei. Allerdings betont das Landratsamt, dass die Grafik nur eine Moment-
aufnahme zeige. ,Die Auslastung kann während eines Jahres sehr unter-
schiedlich sein, Unterkünfte kommen hinzu, andere fallen weg‘,sagt eine 
Sprecherin.‘²“

1	 https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-notfallschlafstelle-studierende-100.html

2	 https://www.merkur.de/lokales/muenchen-lk/fluechtlinge-im-landkreis-muenchen-so-ist-die-lage-in-

den-unterkuenften-und-auf-dem-arbeitsmarkt-93956693.html?utm_source=chatgpt.com

Zu Ihrer Anfrage vom 22.12.2025 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:
Unterkünfte für Geflüchtete haben im Baurecht eine besondere Stellung. 
Das Baugesetzbuch (BauGB) enthält spezielle Regelungen, die es ermögli-
chen, von bestimmten Vorschriften, wie Bebauungsplänen, abzuweichen. 
Insbesondere § 246 BauGB ermöglicht solche Ausnahmen in Gewerbe- 
oder Außenbereichen. Diese Regelungen sollen sicherstellen, dass schnell 
geeignete Unterkünfte für geflüchtete Personen geschaffen werden kön-
nen, um der gesetzlichen Verpflichtung zur Unterbringung gerecht zu wer-
den.

Für Wohnheime für Studierende gelten diese gesetzlich geregelten bau-
rechtlichen Sonderregelungen wie für Unterkünfte zur Unterbringung von 
Geflüchteten nicht. Sie dienen vielmehr einem bestimmten Nutzerkreis, 

https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-notfallschlafstelle-studierende-100.html
https://www.merkur.de/lokales/muenchen-lk/fluechtlinge-im-landkreis-muenchen-so-ist-die-lage-in-den-unterkuenften-und-auf-dem-arbeitsmarkt-93956693.html?utm_source=chatgpt.com
https://www.merkur.de/lokales/muenchen-lk/fluechtlinge-im-landkreis-muenchen-so-ist-die-lage-in-den-unterkuenften-und-auf-dem-arbeitsmarkt-93956693.html?utm_source=chatgpt.com
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also den Studierenden, und sind nicht mit der Unterbringung von Geflüch-
teten vergleichbar.
Das gilt auch für die Bereitstellung von Notschlafplätzen als Nachnutzung 
in solchen Objekten. Auch wenn diese Notschlafplätze lediglich als vorü-
bergehende Lösung gedacht sind und rudimentär ausgestattet sein mö-
gen, sind sie dennoch für einen längeren Zeitraum bestimmt. In diesem 
Sinne werden sie vergleichbar mit einer Nutzung als dauerhaftem Wohn-
raum angesehen. 
Diese Tatsache, dass es sich bei der Nutzung für Studierende um eine po-
tenzielle Nutzungsänderung handelt, ist von wesentlicher Bedeutung und 
unterliegt anderen baurechtlichen Anforderungen als eine Unterkunft für 
Geflüchtete.
Eine Umnutzung zu einem Studierendenwohnheim wäre baurechtlich nur 
dann möglich, wenn die ehemalige Unterkunft für Geflüchtete in einem 
Gebiet liegt, in der Wohnnutzung grundsätzlich erlaubt ist. In anderen Fäl-
len ist eine Umnutzung zu einem Studierendenwohnheim nicht möglich.

Bei noch laufendem Betrieb einer Unterkunft zur Unterbringung Geflüchte-
ter würden Notschlafplätze für Studierende der für die Unterbringung Ge-
flüchteter erteilten Baugenehmigung und auch kostenrechtlichen Vorgaben 
zuwiderlaufen.

Frage 1:
Bisher befasst sich der Stadtrat regelmäßig mit Neubau, Erweiterung 
und Verlängerung von Unterkünften für Geflüchtete. Gibt es mittlerweile 
zugleich schon Leerstände in solchen Unterkünften, zumindest vorüberge-
hend? 

Antwort: 
Die Landeshauptstadt München (LHM) hat im Bereich der Unterbringung 
Geflüchteter keine freien Kapazitäten, auch nicht in der nächsten Zeit.
 
Die Zugangszahlen Geflüchteter aus bestimmten Herkunftsländern sinken 
zwar, im Bereich Geflüchteter aus der Ukraine sind diese jedoch gleich-
bleibend hoch. Monatlich werden der LHM durch die Regierung von Ober-
bayern (ROB) aufgrund der aktuellen Erfüllungs-(Unter-)quote von 83,80% 
dauerhaft ca. 200 Geflüchtete i.d.R. aus der Ukraine zugewiesen. 
Das Unterbringungssystem der LHM im Bereich der Geflüchteten ist je-
doch nahezu ausgelastet. In den (Stand 31.12.2025) derzeit 45 durch die 
LHM betriebenen Unterkünften für Geflüchtete sind 10.974 Bettplätze 
(BPL) vorhanden und 7.485 belegt. 2.025 dieser BPL sind aufgrund von 
Sanierungsarbeiten, aber auch wegen der Belegung aufgrund unterschied-
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lichster Familienkonstellationen blockiert. Für eine Belegung tatsächlich 
frei sind demnach nur 1.464 BPL. Diese Plätze werden für die monatlichen 
Zuweisungen benötigt.

In den Unterkünften der LHM zur Unterbringung Geflüchteter gibt es dem-
nach keine Leerstände, auch nicht nur vorübergehende. Ebenso wird es 
durch schließende Unterkünfte keine Leerstände geben, die eine auch nur 
vorübergehende Bereitstellung von Notschlafstellen für Studierende reali-
sierbar machen würden. Wenn Unterkünfte der LHM schließen müssen, 
wird einerseits das bis zum letztmöglichen Zeitpunkt zur Unterbringung 
Geflüchteter genutzte Objekt umgehend zurückgebaut und der vorgesehe-
nen Nachnutzung zugeführt oder es geht, wenn andererseits Mietverträge 
über Objekte enden, die Verfügungsgewalt über das Eigentum wieder 
vollumfänglich auf die privaten Eigentümer über. 
Angesichts dessen ist weiterhin von einem anhaltenden Bedarf an Kapa-
zitätserweiterungen durch Neubau, Erweiterung und Verlängerung von 
Unterkünften für Geflüchtete auszugehen. Vor diesem Hintergrund lassen 
sich mögliche Überlegungen zur Einrichtung von Notschlafstellen für Stu-
dierende bei eventuellen Leerständen in München derzeit nicht weiterver-
folgen.

Frage 2: 
Wenn ja, warum? 

Antwort: 
Siehe Antwort zu Frage 1

Frage 3: 
Könnten solche Unterkünfte ggf. als provisorische Wohnmöglichkeiten für 
Studierende adäquat hergerichtet und genutzt werden?

Antwort:
siehe Antwort zu Frage 1 
Eine Nachnutzung von geschlossenen oder schließenden Unterkünften für 
Geflüchtete in München mit Notschlafplätzen für Studierende ist weder 
gegeben noch realisierbar. 

Frage 4: 
Könnte die Stadt auf Gemeinden im Umland zugehen mit der Frage, ob 
und wo evtl. schon Unterkünfte frei geworden sind und die Stadt daran 
partizipieren könnte?
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Antwort:
Aus dem angegebenen Merkur -Artikel geht nicht hervor, dass im Land-
kreis München dauerhaft nicht mehr genutzte Kapazitäten aus der Un-
terbringung Geflüchteter für ggf. andere Zwecke zur Verfügung stünden. 
Vielmehr wurde neben der „Momentaufnahme“ der zu diesem Zeitpunkt 
vorliegenden Unterbringungssituation, nämlich der Aussage, dass laut der 
Statistik des Landratsamtes München die Kapazitäten zur Unterbringung 
Geflüchteter dort derzeit mehr als ausreichend seien, die viel wichtigere 
und eindeutige Aussage getroffen, dass der Landkreis weiterhin dringend 
Unterkunftskapazitäten sucht. 
In Kenntnis dieser Sachlage erscheint die gewünschte Anfrage an Gemein-
den im Umland nicht angebracht.

Frage 5:
Was kann getan werden, um den Freistaat dazu zu bewegen, seine frei-
stehenden Immobilien für Studierende zur Verfügung stellen, anstatt sie zu 
verscherbeln (z.B. Justizzentrum)? 

Antwort:
Zunächst ist festzuhalten, dass wie im privaten Bereich auch der Freistaat 
Bayern über sein Eigentum (u.a. an Liegenschaften) die Verfügungsgewalt 
hat. 
Selbstverständlich macht die LHM bei Verkauf von Liegenschaften des 
Freistaates auf dem Stadtgebiet Münchens ihre Interessen in unterschied-
lichster Form geltend. 
Der Verkauf des alten Strafjustizzentrums in München (Nymphenburger 
Straße 16) ist umstritten und noch nicht abgeschlossen, obwohl der Frei-
staat Bayern den Verkauf mit dem Verweis auf Haushaltsnotwendigkeiten 
beschlossen hat. Oberbürgermeister Reiter und Münchner Vereine setzen 
sich dafür ein, dort die Schaffung bezahlbaren Wohnraums zu ermöglichen 
oder fordern gemeinwohlorientierte Nutzung statt Verkauf an private Inves-
toren ein. Zudem wird über die Petition „Wohnraum statt Rendite – Verkauf 
des Justizzentrums stoppen!“ der Landtag noch entscheiden müssen. 
Die Zukunft der Liegenschaft wird also noch intensiv, auch zwischen Frei-
staat und der Stadt München, diskutiert. 

Nach sorgfältiger Prüfung kann ich Ihnen daher nur mitteilen, dass eine 
Umsetzung des Vorschlags aufgrund der dargestellten Gegebenheiten und 
mit Blick auf die Rechtslage leider nicht möglich ist.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Radweg ohne Stadtratsbefassung?  
Anfrage Stadträte Dr. Michael Haberland, Hans Hammer,  
Hans-Peter Mehling und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion  
der CSU mit FREIE WÄHLER)  

 
Münchens Radtourismus stärken  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs,  
Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian  
Schönemann, Christian Smolka, Felix Sproll und David Süß  
(Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) 

 
Für eine leistungsfähige Isarparallele: Verbreiterung des  
Radwegs an der Widenmayerstraße 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs,  
Dominik Krause, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Florian  
Schönemann, Christian Smolka und Felix Sproll (Fraktion Die  
Grünen – Rosa Liste – Volt) 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

               16.02.2026 

 

Radweg ohne Stadtratsbefassung? 

 

Die Stadtverwaltung hat im Oktober 2025 einen Radfahrstreifen unter der 

Eisenbahnüberführung an der Rosenheimer Straße stadteinwärts markiert.1 Ursächlich waren 

Anträge der Bezirksausschüsse 5 und 14. Das zuständige Mobilitätsreferat schreibt in der 

Antwort: „Bis zu dieser Erneuerung der Eisenbahnüberführung Rosenheimer Straße wird ein 

Radfahrstreifen auf dem rechten Fahrstreifen stadteinwärts auf der Rosenheimer Straße zw. 

Friedenstraße und kurz nach der Eisenbahnüberführung eingerichtet. Die Trennung des 

Radfahrtstreifen (sic!) durch bauliche Elemente zum mIV ist aufgrund brandschutzfachlicher 

Anforderungen nicht möglich. Die Umsetzung soll nach Beantwortung der BA-Anträge 

veranlasst werden.“2 

 

Die Markierung wurde nach unseren Informationen ohne Beschluss der Bezirksausschüsse oder 

des Stadtrats aufgebracht. Aufgrund der nicht auf einen Stadtteil begrenzten Auswirkung, wäre 

unserer Ansicht nach eine Stadtratsbefassung notwendig gewesen. Seither kommt es vermehrt 

zu deutlichen Verzögerungen für den Verkehrsfluss des ÖPNV und des mIV besonders während 

des morgendlichen und abendlichen Berufsverkehrs. 

 

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Oberbürgermeister: 

 

1. Warum wurde die Einrichtung des Radfahrstreifens ohne Befassung der entsprechenden 

Gremien vorgenommen? 

 

2. Handelt es sich bei den aufgestellten Sicherheitsbaken (siehe Foto) um bauliche 

Elemente zur Trennung des Radfahrstreifens vom mIV, die aufgrund 

brandschutzrechtlicher Vorschriften nicht aufgestellt werden dürfen? 

 
1 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/muenchner-rathaus-gruene-fordern-baustellen-
fuer-radwege-nutzen-art-1100827  
2 https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/7723882?dokument=v8544877  

https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/muenchner-rathaus-gruene-fordern-baustellen-fuer-radwege-nutzen-art-1100827
https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/muenchner-rathaus-gruene-fordern-baustellen-fuer-radwege-nutzen-art-1100827
https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/7723882?dokument=v8544877
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3. An welchen Stellen wurde seit dem 01.05.2020 ebenfalls Radverkehrsinfrastruktur ohne 

Befassung der Bezirksausschüsse und des Stadtrats geschaffen? 

 

 

Hans-Peter Mehling (Initiative)    Hans Hammer  

Stadtrat       Stadtrat 

 

Dr. Michael Haberland      Thomas Schmid 

Stadtrat        Stadtrat 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(Foto privat) 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 16.02.2026

Münchens Radtourismus stärken 

Antrag
München ist Deutschlands fahrradfreundlichste Großstadt. Zum ersten Mal seit 2017 
ist die Landeshauptstadt wieder im weltweit wichtigsten Radl-Ranking, dem 
Copenhagenize Index gelistet – und liegt dabei vor wichtigen europäischen 
Großstädten. 
Davon kann München auch als internationaler Tourismusstandort profitieren. Das 
Referat für Arbeit und Wirtschaft und München Tourismus sollen daher einen ihrer 
zukünftigen Vermarktungsschwerpunkte auf das Thema Radtourismus setzen. 

Begründung:
München verfügt über deutliche ungenutzte Potenziale im Bereich des 
Fahrradtourismus. Die bereits vorhandenen fahrradfreundlichen Strukturen können 
besser als bisher als Argument für einen Besuch Münchens eingesetzt werden. 
Besucher*innen soll die Stadterkundung per Rad nahegebracht und dafür attraktive 
und nachhaltige Mobilitätsangebote bereitgestellt werden. Dadurch lässt sich der 
Tourismusstandort München weiter auf nachhaltige und stadtverträgliche Weise 
stärken. 
Neben verschiedenen nach außen wirkendem Marketing und PR-Maßnahmen sollen 
dezidiert auch Hotel und Gaststättengewerbe, Reiseveranstalter und in München 
ansässigen Mietrad, Bike-Sharing und Lastenradsharing-Unternehmen und Initiativen 
zusammengebracht werden. Denn beispielsweise Hotels können hierbei eine 
Schlüsselrolle einnehmen, indem sie ihren Gästen Fahrräder oder Lastenräder direkt 
aus bestehenden Bike-Sharing-Systemen vermitteln. Besonders Lastenräder bieten 
für Familien einen großen Mehrwert und können dazu beitragen, dass sie sich 
bewusst für einen Urlaub, Tagesaufenthalt oder Ausflug nach München entscheiden. 
Für Tourist*innen soll es daher so leicht wie möglich sein sich über Angebote und 
Zugang zu nachhaltigen Verkehrsmitteln zu informieren und diese zu buchen. 

Die Grünen/Rosa Liste/Volt, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 
 

München, 16.02.2026 
 
 

 
Für eine leistungsfähige Isarparallele: Verbreiterung des Radwegs an der 
Widenmayerstraße 
 
Antrag  
Der Radweg an der Widenmayerstraße zwischen Maximilliansbrücke und Max-
Joseph-Brücke soll im Jahr 2027 mit kostengünstigen Maßnahmen ausgebaut und 
als geschützter Radweg verbreitert werden. Dafür können die Parkplätze an der 
Ostseite entfallen.  
 
Begründung: 
Der Abschnitt der Isarparallele an der Widenmayerstraße stellt einen der 
meistgenutzten Radwege Münchens dar. Der bestehende Zweirichtungsradweg ist 
für das hohe Radverkehrsaufkommen zu schmal. Es kommt deswegen oft zu 
gefährlichen Überholmanövern und Staus an und zwischen den Kreuzungen. 
Engagierte Münchner*innen, die ehrenamtlich beim Radentscheid aktiv sind, haben 
deshalb hier Vorschläge im Austausch mit der Verwaltung entwickelt, wie dort schnell 
und kostengünstig eine Verbreiterung auf einer Länge von 1,5 km möglich wäre.  
 
 
Fraktion Die Grünen/Rosa Liste/Volt 
Initiative: 
Dominik Krause 
Paul Bickelbacher 
Gudrun Lux 
Sofie Langmeier 
Mona Fuchs 
Florian Schönemann 
Christian Smolka 
Felix Sproll 
Mitglieder des Stadtrates 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 16. Februar 2026 

 
 
Unter dem Hammer: MVG versteigert Fundsachen  
online 
Pressemitteilung MVG 
 
Atmen, spüren, heilen: München Klinik Harlaching  
etabliert kostenlose Yogakurse für Brustkrebspatien- 
tinnen 
Pressemitteilung München Klinik gGmbH 

 
Save the date: Bayerisches Ärzteorchester spielt für  
Harl.e.kinder   
Pressemitteilung München Klinik gGmbH 

 
Förderung für jeden zweiten Integrationskurs-Besuch  
gestrichen: Münchner Volkshochschule (MVHS) kriti- 
siert Entscheidung des Bundes 
Pressemitteilung Münchner Volkshochschule GmbH 

 
Tierische Neuigkeiten unter Wasser: Ein Besuch im  
Hellabrunner Aquarium lohnt sich besonders im  
Winter 
Pressemitteilung Tierpark Hellabrunn 
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Atmen, spüren, heilen: 
München Klinik Harlaching etabliert kostenlose Yogakurse 
für Brustkrebspatientinnen 

 
Die München Klinik Harlaching bietet für ihre Brustkrebspatientinnen ein neues, 
spendenfinanziertes Versorgungsangebot: kostenlose Yogastunden. Yoga dient als 
Begleiterin auf dem Weg durch den Brustkrebs, um gemeinsam stärker zu werden. Die 
positiven Effekte von Yoga sind für Brustkrebspatientinnen wissenschaftlich erwiesen. Im 
Fokus der Stunden steht, dass Patientinnen zur Ruhe kommen, neue Kraft tanken und 
ein Gefühl von Verbundenheit erleben. 
 
München, 16. Februar 2026. Brustkrebs ist die häufigste Krebserkrankung bei Frauen: 
Jährlich erkranken ca. 75.000 Frauen in Deutschland neu an einem Mammakarzinom. 
Die Erkrankung ist eine schwere Belastung für die Patientin und deren Familie. Es gibt 
heute zahlreiche Daten, die den positiven Einfluss von regelmäßiger Bewegung bei 
Brustkrebspatientinnen und insbesondere positive Effekte von Yoga belegen. Auf 
Initiative der Harlachinger Kolleginnen Dr. Veronika Piger (Oberärztin Frauenklinik), Nora 
Habrecht (Breast Care Nurse) und Stephanie Curths (Qualitätsmanagerin) konnte zum 
Jahresanfang ein Yoga-Kurs für die Brustkrebspatientinnen der Harlachinger Frauenklinik 
neu etabliert werden. Die München Klinik dankt ausdrücklich der Marianne Strauß 
Stiftung, die das Angebot durch Spenden möglich macht und für ein Jahr im Voraus 
finanziert hat. Die München Klinik sammelt weiterhin Spenden, um das Angebot auch 
darüber hinaus zu etablieren.  
 
Geschützter Raum für Brustkrebspatientinnen 
Die Yogastunden finden einmal wöchentlich in eigens dafür bereitgestellten 
Räumlichkeiten in der MüK Harlaching statt. Patientinnen, die sich regelmäßig zur 
Therapie in der onkologischen Tagesklinik aufhalten, können direkt vor Ort am 
Bewegungsangebot teilnehmen – ohne zusätzliche Wege oder Termine einplanen zu 
müssen. Damit schafft die MüK einen geschützten Raum, in dem Bewegung, 
Wohlbefinden und der Austausch mit anderen Patientinnen gleichermaßen Platz haben. 
Die Yogastunden gibt die erfahrene Yoga-Lehrerin Barbara Fergg, die den Schwerpunkt 
auf ein sanftes, achtsames Yoga setzt, das für Patientinnen in dieser Phase wichtig ist. 
Übungen zur Selbstregulation, sanfte Körperübungen, Atem- und Entspannungsübungen 
sind Teil des Programms. „Ein zentraler Gedanke ist die Selbstfürsorge: Durch die 
achtsame Praxis lernen die Frauen, ihre eigenen Bedürfnisse und Grenzen zu spüren 
und zu respektieren – zunächst auf der Yogamatte und nach und nach auch im Alltag“, 
so Barbara Fergg.  
 
Positive Effekte von Yoga in allen Phasen der Krebsbehandlung 
„Wir wissen, welche positiven Effekte Yoga auf die körperliche Fitness, die 
Körperwahrnehmung, das Erleben von Selbstwirksamkeit, die Linderung von 
Nebenwirkungen sowie den Austausch mit anderen Betroffenen hat. Deshalb bieten wir 
Yogakurse an, um den Patientinnen ein leicht zugängliches Angebot in einem 
geschützten Raum zu geben“, sagt Dr. Veronika Piger, Oberärztin Frauenklinik München 
Klinik Harlaching. Yoga kann Studien zufolge unmittelbar zu einer spürbaren Reduktion 
von Erschöpfung beitragen – sowohl, wenn diese durch die Erkrankung selbst als auch 
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durch die Therapie verursacht ist. Daher empfiehlt auch die aktuelle medizinische Leitlinie 
Yoga während und nach einer Krebstherapie, um diese sogenannte Fatigue wirksam zu 
lindern. Darüber hinaus gibt es Hinweise, dass Yoga auch Schlafqualität, kognitive 
Leistungsfähigkeit und therapiebedingte Wechseljahresbeschwerden verbessern kann. 
Bisher stammen diese Ergebnisse vor allem aus Studien mit Brustkrebspatientinnen nach 
Abschluss der Therapie. Es ist jedoch sehr wahrscheinlich, dass sich diese positiven 
Effekte ebenso bei Patientinnen während einer laufenden Behandlung zeigen. Selbst 
während einer systemischen Therapie profitieren Patientinnen – nicht nur durch eine 
bessere Verträglichkeit der Behandlung, sondern auch durch das Gefühl gesteigerter 
Selbstwirksamkeit. Dies unterstützt zudem die Krankheitsbewältigung auf psychischer 
Ebene. 
 
Weitere Informationen zu den Spendenprojekten der München Klinik: 
https://www.muenchen-klinik.de/spende/  
 
Fotos zum Download unter: https://www.muenchen-klinik.de/presse  
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Linkes Bild: Ausblick aus dem Yogaraum der München Klinik Harlaching. Mitte: Yogalehrerin 
Barbara Fergg. Rechtes Bild: Dr. Veronika Piger, Oberärztin Frauenklinik der München Klinik 
Harlaching, die gemeinsam mit Kolleginnen das Yogaprogramm für Brustkrebspatientinnen 
initiiert hat.  
 
Bildnachweis: München Klinik. 
 
 

 
Die München Klinik (MüK) ist mit ihren Standorten in Bogenhausen, Harlaching, Neuperlach, Schwabing und 
Europas größter Hautklinik in der Thalkirchner Straße Deutschlands zweitgrößte kommunale Klinik und der 
größte und wichtigste Gesundheitsversorger der Landeshauptstadt München. Rund 8000 Mitarbeitende 
setzen sich „JEDEN TAG für JEDES LEBEN“ ein. Die München Klinik bietet Diagnostik und Therapie für alle 
Erkrankungen in München und im Umland und genießt deutschlandweit einen ausgezeichneten Ruf – mit 
innovativer und hoch spezialisierter Medizin und Pflege und gleichzeitig als erste Ansprechpartnerin für die 
medizinische Grundversorgung. Rund 110 000 Menschen lassen sich hier im Schnitt pro Jahr stationär und 
teilstationär behandeln. Mit jährlich rund 6000 Geburten kommen hier deutschlandweit die meisten Babys 
zur Welt. Auch in der Notfallmedizin ist die München Klinik die Nummer 1 der Stadt: Über 130 000 Menschen 
werden jedes Jahr in den vier Notfallzentren aufgenommen – das entspricht rund einem Drittel aller Notfälle 
der Landeshauptstadt. Im Rahmen des Zukunftskonzeptes MüK 20++ und unter dem Leitgedanken „Medizin 
führt“ stellt sich die MüK als DIE Gesundheitsversorgerin der Stadt zukunftsfähig auf und investiert in eine 
moderne Infrastruktur und Digitalisierung. Die Standorte sind entweder Lehrkrankenhaus der Ludwig-
Maximilians-Universität oder der Technischen Universität München. Der eigene Bildungscampus ist mit rund 
500 Ausbildungsplätzen die größte Bildungseinrichtung im Pflegebereich in Bayern. Als gemeinnütziges 
Krankenhaus  finden in der München Klinik Daseinsvorsorge und herausragende Medizin zusammen und 
stellen das Gemeinwohl in den Vordergrund: Patient*innen, deren Angehörige und die Mitarbeitenden aus 
Medizin und Pflege, die sich mit ihrer täglichen Arbeit für die Gesundheitsversorgung Münchens einsetzen, 
können von Zuwendungen in Form von Spenden profitieren – beispielsweise durch die Finanzierung von 
Spielzimmern für Geschwisterkinder, Erholungsmöglichkeiten und Fortbildungen. Dafür zählt jeder Euro. 

https://www.muenchen-klinik.de/spende/
https://www.muenchen-klinik.de/presse
https://www.muenchen-klinik.de/
https://www.muenchen-klinik.de/unternehmen/medizinkonzept/
https://www.muenchen-klinik.de/spende/geld-spende/
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          München, 16.02.2026 

Save the date 

Bayerisches Ärzteorchester spielt für Harl.e.kinder 
 

Das Bayerische Ärzteorchester ist am Sonntag, den 17. Mai, ab 11 Uhr (Einlass ab 10.30 Uhr) mit 

einer großen sinfonischen Matinée im Herkulessaal der Münchner Residenz zu erleben. Die 

Matinée findet als Benefizkonzert zugunsten des Harl.e.kin e.V. und der strukturierten Frühchen-

Nachsorge statt. 

 

Das Programm umfasst als Auftakt Wagners Vorspiel zu den „Meistersingern von Nürnberg“, gefolgt 

von Anton Dvořáks Cellokonzert in h-Moll mit dem international konzertierende Cellisten Ariel 

Barnes als Solisten. Den Abschluss bildet Franz Schuberts monumentale „Große“ C-Dur-Symphonie. 

Die musikalische Leitung übernimmt Ewald Donhoffer, Dirigent und Kirchenmusiker von interna-

tionalem Rang. Donhoffer ist zugleich Stiftskapellmeister der Prämonstratenserabtei Schlägl und 

Direktor des Konservatoriums für Kirchenmusik der Diözese Linz. 

 

Mit dem Erlös aus dem Benefizkonzert wird die strukturierte Harl.e.kin-Nachsorge für Früh- und 

Risikogeborene sowie chronisch kranke Kindern und ihre Familien in der sensiblen Zeit nach dem 

oft langen Klinikaufenthalt in München unterstützt. KonzertbesucherInnen tragen nachhaltig dazu 

bei, dass die Harl.e.kin-Teams ihre -Nachsorgearbeit mit perinatal belasteten Familien an den 

Münchner Perinatalzentren Harlaching, Schwabing und dem Klinikum rechts der Isar auf gewohnt 

hohem Niveau weiterführen können. "Die schöne Idee des Bayerischen Ärzteorchesters, ihre 

diesjährige Matinée als Benefizkonzert zugunsten der Harl.e.kinder zu gestalten, macht unsere 

Arbeit sichtbarer und unterstützt damit die betroffenen Familien.", so Dr. Andrea Zimmermann, 

Vorstand des Harl.e.kin e.V. Kommen Sie - wir freuen uns über Ihre Teilnahme! 

 

TICKETS ÜBER: https://tickets.bayerisches-aerzteorchester.de/muc-2026/ 

  

 

  

http://www.harlekin-verein.de/
https://www.harlekin-verein.de/fileadmin/media/oeffentlichkeitsarbeit/neuigkeiten/2026/cellokonzert_2026.jpeg


 

Helfen auch Sie den Harl.e.kindern!  

Spenden für die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge, sind stets willkommen: 

IBAN DE70 7015 0000 0000 4776 04, BIC SSKMDEMMXXX  - auch kleine Spenden helfen.  

Aktuell sammeln wir für die kindgerechte Ausstattung der neuen Kinderklinik Harlaching 

mit ihrer neuen Frühchen-Station. Auch für die Musiktherapie und Trauerbegleitung 

werden noch Spenden benötigt.  

 

Über die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge an den Münchner Perinatalzentren 

Die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge an den Münchner Perinatalzentren (Schirmherr ist der Münchner 

Oberbürgermeister Dieter Reiter) kümmert sich seit über 20 Jahren um die nachstationäre Versor-

gung der ehemaligen Früh- und Risikogeborenen sowie chronisch kranker Kinder im Übergang von 

der intensivmedizinischen Versorgung in der Klinik zur allein verantwortlichen Betreuung zu Hause. 

2003 als Pilotprojekt von Prof. Reinhard Roos, dem Entwicklungsneurologen Dr. Armin Gehrmann 

und Dr. Sabine Höck (letztere für die Arbeitsstelle Frühförderung Bayern) begonnen, gibt es das 

erfolgreiche Modell bayernweit an inzwischen 28 Klinikstandorten mit Neonatologie.  

Die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge ist bayernweit ein einzigartiges Angebot, das betroffenen 

Familien weit über die medizinische Versorgung hinaus unterstützt. Durch die enge Zusammen-

arbeit von pflegerischen und entwicklungspädagogisch-psychologischen Fachkräften wird den 

Familien niederschwellig ein umfassendes Netzwerk angeboten, das den Übergang nach Hause 

erleichtert und den perinatal belasteten Familien Sicherheit im Umgang mit ihrem Kind gibt.  

 

  

Schirmherr des Harl.e.kin e.V. ist der  

Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter. 

 

Jetzt und in Zukunft – der Harl.e.kin e.V. für perinatal belastete Familien mit 

Früh- und Risikogeborenen sowie Mehrlinge. 

Weitere Infos unter: www.harlekin-verein.de 

 

http://www.harlekin-verein.de/
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Förderung für jeden zweiten Integrationskurs-Besuch gestrichen 
Münchner Volkshochschule (MVHS) kritisiert Entscheidung des Bundes  

Das Bundesinnenministerium (BMI) genehmigt keine Anträge auf freiwillige Teilnahmen an 

Integrationskursen mehr. Das haben die Träger*innen der Kurse, darunter die Volkshochschulen als größte 

Anbieterin, jetzt schriftlich vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) – ohne vorherige 

Ankündigung. Für rund 130.000 motivierte zugewanderte Menschen bedeutet das faktisch, dass ihnen der 

Zugang zu Integrationskursen verwehrt wird.  

Anträge auf Teilnahmeberechtigungen werden rückwirkend zum 1. Dezember 2025 und bis auf Weiteres 

abgelehnt. An Integrationskursen teilnehmen dürfen künftig nur noch Personen, die dazu vom Jobcenter, 

von Trägern der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, von Ausländerbehörden oder 

Sozialämtern verpflichtet werden. Berechtigte, die mit Sprachkompetenz in den Arbeitsmarkt einsteigen 

und von Sozialleistungen unabhängig werden wollen, werden ausgeschlossen. Sie machen bundesweit 

bisher ungefähr die Hälfte der Teilnehmer*innen in Integrationskursen aus. Die Kurse aus eigener Tasche zu 

bezahlen ist den wenigsten von ihnen möglich. 

Konkret von den Kürzungen betroffen sind beispielsweise Geflüchtete aus der Ukraine, Asylsuchende, 

Menschen mit Duldungsstatus oder Fachkräfte aus der Europäischen Union. Ihre 

Integrationsanstrengungen werden mit der Entscheidung des Bundes torpediert. Denn: Menschen, die den 

Arbeitsmarkt in Deutschland bereichern und einen gesellschaftlichen Beitrag leisten wollen, werden beim 

Erwerb der dafür unerlässlichen deutschen Sprache nicht mehr unterstützt.  

Diese Sparmaßnahme des Bundesinnenministeriums unterbindet Engagement und Teilhabe von Menschen, 

auf die Deutschland dringend angewiesen ist. Auch für verpflichtete Teilnehmende werden 

Integrationskurs-Angebote wegbrechen: Wo die Mindestanzahl von Teilnehmer*innen nicht erreicht wird, 

müssen weitere Kurse ausfallen. In der Folge trocknen mittelfristig die in den vergangenen Jahren 

aufgebauten Strukturen zur Förderung der Integration aus. 

„Hier werden Strukturen zerstört, die über Jahrzehnte gewachsen sind. 

Dieses leistungsfähige Angebot für Integration lässt sich nicht einfach wieder 

hochfahren.“ – Marina May, Programmdirektorin der Münchner Volkshochschule (MVHS) 

Auswirkungen auf die internationale Stadt München 

Für München bedeutet das: Deutschlands größte Volkshochschule, zugleich die größte Anbieterin von 

Deutsch- und Integrationskursen in der Landeshauptstadt, verliert ohne Vorwarnung und ohne 

Übergangsfrist etwa 1.200 Teilnehmende. Das sind rund 45 Prozent der Belegungen in ihren 

Integrationskursen. Annähernd 250 Kurse an der MVHS stehen durch die Entscheidung des Bundes auf der 

Kippe.  

Die Stadt aber ist als Wirtschaftsstandort dringend angewiesen auf zugewanderte Arbeitskräfte – und auf 

engagierte Bürger*innen, die sich sprachlich und kulturell hier zuhause fühlen. Für die Münchner 

Volkshochschule bedeuten die abrupten Kürzungen: Sie kann vielen hochqualifizierten und spezialisierten 
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Dozierenden, die auf Honorarbasis im Bereich der Integrationskurse arbeiten, keine berufliche Perspektive 

bieten. Fixkosten für hauptamtliche Mitarbeitende und die Anmietung von Kursräumen laufen jedoch 

weiter. 

„Planungssicherheit und Weitsicht sehen anders aus: Von heute auf morgen 

halbiert das BAMF die Mittel für Integration bei der größten Trägerin von 

Integrationskursen.“  

 – Dr. Martin Ecker, Managementdirektor der Münchner Volkshochschule (MVHS) 

Aus Sicht der MVHS ist es zentral, dass zugewanderte Menschen schnell in ihrem Beruf arbeiten und sich 

weiter qualifizieren können. Ohne sprachliche Integration geraten sie ins soziale Abseits. Nur mit freiem 

Zugang zu Deutsch- und Integrationskursen ist sichergestellt, dass Neu-Münchner*innen mittel- und 

langfristig ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten und als Bürger*innen am gesellschaftlichen Leben der 

Stadt teilhaben. 

Hintergrund 

Der Programmbereich Deutsch und Integration der MVHS zählt jährlich rund 40.000 Anmeldungen und trägt 

maßgeblich dazu bei, Menschen auf ihr neues Leben in München vorzubereiten und sprachlich für den Arbeitsmarkt zu 

qualifizieren. Darüber hinaus qualifiziert die Münchner Volkshochschule besondere Zielgruppen, wie zum Beispiel 

zugewanderte Frauen, in eigenen Projekten für den Arbeitsmarkt oder begleitet junge Geflüchtete bis zum 

Schulabschluss. 

Die Münchner Volkshochschule (MVHS) ist Deutschlands größtes Erwachsenenbildungs- und Weiterbildungszentrum 

in öffentlicher Verantwortung. Ihre jährlich über 18.000 Kurse und Veranstaltungen decken ein vielfältiges 

Themenspektrum ab – von Politik, Technik und Kultur über Sprachen und Gesundheit bis hin zu beruflicher 

Weiterbildung. Integrationskurse und Lehrgänge zum Nachholen von Schulabschlüssen fördern die gesellschaftliche 

Teilhabe. Das Angebot ist offen für alle. Die MVHS legt Wert darauf, dass alle Münchner*innen leichten Zugang zum 

Lernen finden und sich persönlich und beruflich erfolgreich weiter entwickeln können. Ein dichtes Netz an Standorten 

stellt sicher, dass die Wege zur Bildung kurz sind. 

Über Ihre Berichterstattung würden wir uns sehr freuen. Gern vermitteln wir Ihnen 
Interviewpartner*innen aus der Münchner Volkshochschule.  

Für weitere Informationen und Hintergründe kontaktieren Sie bitte: 

 Martin Jost, Pressearbeit 
Tel. (089) 48006-6192, martin.jost@mvhs.de 

 
 

Münchner Volkshochschule GmbH 
Marketing und Kommunikation 
Bildungszentrum Einstein 28 
Einsteinstraße 28 
81675 München 
Postanschrift: Postfach 80 11 64 
81611 München 
 

Tel.: (089) 48006-6671 
E-Mail: presse@mvhs.de 
Internet: www.mvhs.de 
Geschäftsführung: Dr. Martin Ecker, Marina May 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: Bürgermeisterin Verena Dietl 
Sitz der Gesellschaft: München HRB 105 386 Amtsgericht München 
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Tierische Neuigkeiten unter Wasser: Ein Besuch im 
Hellabrunner Aquarium lohnt sich besonders im 
Winter 
 
München, den 16.02.2026 – Während draußen die Temperaturen noch auf Winter 
eingestellt sind, gibt es im Tierpark Hellabrunn einen besonders angenehmen Ort für 
Entdeckungen: die Meerwasseraquarien. Denn dort ist es warm, trocken und es warten 
spannende Neuigkeiten und neue tierische Bewohner darauf, von Besucherinnen und 
Besuchern entdeckt zu werden. 
 
Im Riffbecken des Urwaldhauses ist ein Pärchen Golddemoisellen eingezogen. Die beiden haben 
sich eine rosafarbene Montipora-Koralle im vorderen Bereich des Beckens ausgesucht und 
zeigen dort aktuell ein besonders interessantes Verhalten: Sie pflegen ihre unter der Koralle 
abgelegten Eier sehr aufmerksam. Das etwas kleinere Weibchen ist an schwarzen Streifen gut zu 
erkennen – mit etwas Geduld lassen sich die Tiere hervorragend bei der Brutpflege beobachten. 
 
Auch bei den Seepferdchen im Aquarium gibt es regelmäßig Nachwuchs. Zwischen dem Seegras 
sind die Jungtiere mit einem guten Auge zu entdecken. Eine Besonderheit: Bei Seepferdchen 
übernehmen die Männchen die Brutpflege. Sie tragen die Eier in einer Bruttasche am Bauch, die 
an gelblichen Falten gut zu erkennen ist. 
 
Neu in den Meerwasseraquarien sind zudem Prachtröhrenaale. Die etwa 25 Zentimeter langen 
Fische graben sich Röhren in den Sandboden, aus denen meist nur Kopf und Hals herausragen 
– ein faszinierender Anblick, besonders für aufmerksame Beobachter. 
 
Ebenfalls neu ist der Paddelbarsch, der nun gemeinsam mit den Epaulettenhaien lebt. Seine 
auffällige Fleckenzeichnung wirkt auf den ersten Blick kontrastreich, dient ihm als Lauerjäger 
jedoch als perfekte Tarnung in Höhlen und unter Felsvorsprüngen. 
 
Für zusätzliche Bewegung sorgt seit Kurzem ein Pärchen Paletten-Doktorfische im Haibecken. 
Die auch als „Dories“ bekannten Fische sind im gesamten Becken unterwegs und lassen sich 
sehr gut bei der Futtersuche beobachten. 
 
Gerade in der kalten Jahreszeit bieten das Aquarium – übrigens eines der ältesten Gebäude im 
Tierpark – sowie das Urwaldhaus eine ideale Möglichkeit, den Zoobesuch wetterunabhängig zu 
genießen. Sie laden dazu ein, in die faszinierende Unterwasserwelt einzutauchen und dabei 
Neues zu entdecken.  
 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an: 
Lisa Reininger  
Pressesprecherin  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
 

 
 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Dr. h.c. Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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